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Ziel des Gesetzes 

Das Land Nordrhein-Westfalen möchte vor dem sich zunehmend verschärfenden Problem 

des Fachkräftemangels ein zukunftsfähiges Laufbahnrecht geben. Es soll die Funktionsfä-

higkeit der öffentlichen Verwaltung erhalten, die Arbeitsbedingungen des öffentlichen 

Dienstes verbessern. Neue Fachkräfte sowie Nachwuchs für den öffentlichen Dienst will 

man damit gewinnen. Zudem müssen die Regelungen des Dienst- und Laufbahnrechts an 

die aktuelle Rechtsprechung und an die in der Praxis gewonnenen Erfahrungen angepasst 

werden. 

Hauptpunkte der Änderungen sind dabei: 

• Förderung der Wettbewerbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes auf dem Arbeits-

markt insbesondere angesichts der demografischen Entwicklung, 

• Erhöhung der Flexibilität und Eigenverantwortung der Personalstellen, 

• Reduzierung von rechtlichen Hindernissen bei der Karriereentwicklung und Stär-

kung des Leistungsprinzips, 

• Förderung der Durchlässigkeit und des Quereinstiegs in die Laufbahnen. 

 

Hervorzuheben sind folgende Regelungsschwerpunkte: 

• die Öffnung des Zugangs zu den Laufbahnen mit Vorbereitungsdienst, 

• die Öffnung des Zugangs zu den Laufbahnen für anders erworbene Bildungsab-

schlüsse, 

• Anrechnung von hauptberuflicher Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes auf 

die Probezeit, 

• die Einführung eines Verkürzungstatbestandes für die Probezeit bei hervorgehobe-

ner Leistung in Laufbahnprüfung und Probezeit, 

• die volle Berücksichtigung von Zeiten jedweder Teilzeit auf die Probezeit, 

• die Streichung des Beförderungssperrjahres nach der Probezeit, 

• der Wegfall der Erheblichkeitsschwelle bei der Neufestsetzung von Probe- und Er-

probungszeiten, 

• die Einstellung im Beförderungsamt ohne Beteiligung des LPA, 

• die Streichung von Dienstzeiterfordernissen, 

• Vereinfachung des Laufbahnwechsels durch Wegfall der Erprobungszeit, 

• Lockerung der Voraussetzungen für den Aufstieg und die berufliche Entwicklung mit 

dem Ziel der Spezialisierung, 

• das Fortbestehen des Beamtenverhältnisses bei Wechsel in ein kommunales Wahl-

beamtenverhältnis. 
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Allgemeines zu diesem Entwurf 

Die komba gewerkschaft nrw steht dem Ziel ein zukunftsgerichtetes Dienstrecht zu schaffen 

sehr offen gegenüber. Es wird gerade im Hinblick auf den immer sichtbarer werdenden de-

mografischen Wandel und die damit steigende Verknappung von Fachkräften notwendig, 

das Dienstrecht des Landes gut aufzustellen und die Attraktivität des öffentlichen Dienstes 

zu stärken und tatsächlich zu modernisieren. 

Es ist jedoch zu bedenken, dass die Attraktivität nicht allein durch das Absenken von Stan-

dards erreicht werden kann. Es bleibt eine Aufgabe auch für die Zukunft, den öffentlichen 

Dienst in seiner hohen Qualität zu erhalten. Nur dann bleibt er für potenzielle Bewerber*in-

nen attraktiv. Daher sind die angestrebten Öffnungen für den Zugang zu den Laufbahnen 

mit Vorbereitungsdienst auch hinsichtlich ihrer Eignung zu überprüfen, ob durch diese die 

für die Verwaltung fähigen Bewerber*innen angesprochen werden. Auch die Öffnung der 

Laufbahnen für anders erworbene Bildungsabschlüsse sind teilweise notwendig, dürfen 

diese jedoch dabei nicht zu weit gehen. Die reguläre Beamtenlaufbahn besteht aus dem Vor-

bereitungsdienst, dem Erwerb der Laufbahnbefähigung, der Probezeit und nach entspre-

chender Bewährung die Verbeamtung auf Lebenszeit. Es darf nicht dazu führen, dass Be-

werber*innen ohne Vorbereitungsdienst bevorteilt werden, wie etwa durch eine schnellere 

Beförderungspraxis gegenüber den „normalen“ Laufbahnbewerber*innen. 

Die Landesregierung möchte den Quereinstieg in den öffentlichen Dienst erleichtern. Es 

bleibt aber auch festzuhalten, dass ein zentraler hergebrachter Grundsatz im Beamtenrecht 

das Lebenszeitprinzip ist. Auf diesem hergebrachten Grundsatz fußt das gesamte Beamten-

recht. Sowohl das LBG, die LVO, als auch das LBesG und LBeamtVG ist auf der Grundlage des 

Lebenszeitprinzips aufgebaut. Abweichungen davon müssen daher sehr gut begründet sein 

und das gesamte in sich greifende System nicht zerstören. Der bestehende Bedarf auch an 

Quereinsteigern in den öffentlichen Dienst wird dabei nicht in Abrede gestellt.  

Zeitgleich müssen die hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums beachtet wer-

den. Beamt*innen haben ihren Dienst in einem aktiven Beamtenverhältnis zu leisten. Beur-

laubungen ohne Dienstbezüge für die Aufnahme anderer Tätigkeiten sind dem Beamtenver-

hältnis grundsätzlich fremd und dürfen daher nur in einzelnen Ausnahmen möglich sein. 

Hier geht der Entwurf nach Auffassung der komba gewerkschaft nrw teilweise zu weit. Zu 

nennen ist zum Beispiel die fiktive Fortschreibung der Beurteilung bei einer Beurlaubung 

ohne Dienstbezüge. Sicherlich ist es teilweise notwendig, dass Beamt*innen in Privatunter-

nehmen tätig werden müssen. Dies sollte jedoch stets im Wege der Zuweisung geschehen, 

dem in aller Regel ein öffentliches Interesse zugrunde liegt. 

Auch ist es wichtig, dass die gesetzlichen Regelungen klar und eindeutig sind. Ausnahmen 

und davon wieder Ausnahmen machen den Gesetzestext schwer verständlich. Deutlich wird 

dies bei den neuen Regelungen zur Probezeit. Für die komba gewerkschaft nrw ist eine Ver-

kürzung der Probezeit für eine Verbeamtung auf Lebenszeit auf 3 Monate inakzeptabel. Der 

Bewährungsnachweis für die lebenslange Wahrnehmung der Tätigkeit kann nicht in drei 

Monaten erbracht werden. Eine verliehene Verbeamtung auf Lebenszeit kann der 
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Dienstherr - außer im Wege des Disziplinarrechts – nicht zurücknehmen. Die geplanten drei 

Monate sind sogar deutlich kürzer als die Probezeit für die Tarifbeschäftigten im öffentli-

chen Dienst und in der Privatwirtschaft. Zu dem kann sich der Arbeitgebende durch eine 

Kündigung in der Probezeit ohne Angabe von Gründen jederzeit von den Mitarbeitenden 

wieder trennen. Von der Verkürzungsmöglichkeit der tarifvertraglich geregelten Probezeit 

im Arbeitnehmerbereich wird zumindest in den Kommunen trotz Fachkräftemangel so gut 

wie kein Gebrauch gemacht, auch dann nicht, wenn langjährige Mitarbeitende das Arbeits-

verhältnis wechseln. Diese Regelung ist eine deutliche Abweichung von den Grundsätzen 

des Beamtentums und fördert die unterschiedlichen Behandlungen von Mitarbeitenden im 

kommunalen Bereich, die die gleiche Arbeit leisten. Daher ist diese Regelung abzulehnen. 

Die Landesregierung hat im Beteiligungsverfahren diese Forderung der komba gewerk-

schaft nrw mit folgender Begründung zurückgewiesen: 

An der Dauer der Mindestprobezeit und Ausnahmen hiervon, wird durch die Novelle nichts 

geändert. Die Möglichkeit einer Verkürzung der Probezeit bzw. der Mindestprobezeit, so-

fern die Probezeit nicht auf einen Zeitraum von weniger als drei Monaten gekürzt wird (§ 

14 Abs. 1 Nr. 1 LVO) ist keine neue Regelung. Diese rechtliche Option der Verkürzung exis-

tiert jedenfalls seit 1973. In 2014 ist im damaligen § 18 LVO die Begrenzung auf mindes-

tens drei Monate eingeführt worden. Diese Verkürzung stellt einen Ausnahmetatbestand 

für Einzelfälle dar, für den es stets der Mitbestimmung einer anderen Stelle bedarf, vgl.  

§ 14 Abs. 2 LVO. Von diesem Ausnahmetatbestand wird sehr restriktiv Gebrauch gemacht. 

Um zu verdeutlichen, dass die Mindestprobezeit auch durch Verkürzung wegen besonde-

rer Leistungen in der Probezeit und in der Laufbahnprüfung unberührt bleibt, wird  

§ 5 Absatz 5 LVO-E um eine solche Klarstellung ergänzt. 

In § 13 Abs. 2 LGB und zukünftig in § 13 Abs. 4 LBG-E wird die Befugnis des Landesperso-

nalausschusses geregelt, die Probezeit bei anderen Bewerbern zu kürzen. In diesem Ab-

satz ist die Begrenzung des Kürzungsrechts, dass bislang aus § 14 Abs. 1 Nr. 1 LVO resul-

tierte, aufgenommen worden, um zu verdeutlichen, dass das Kürzungsrecht durch den 

LPA nicht unbegrenzt ausgeübt werden kann. 

Dazu ist zu sagen, dass die Regelungen zur Probezeit weiterhin unübersichtlich bleiben. Die 

komba gewerkschaft nrw wünscht sich bei der Probezeit eindeutige Regelungen, die ver-

ständlich sind. Außerdem muss die Probezeit so lang sein, dass die Beamt*innen auf Probe 

ihre Eignung auch nachhaltig nachweisen können.   

Deshalb fordert die komba gewerkschaft nrw, dass in der Regel die Probezeit drei Jahre be-

trägt und diese bei Vorliegen von bestimmten Voraussetzungen auf mindestens ein Jahr ver-

kürzt werden kann. 

Es ist sicherlich richtig und wichtig, dass die einzelnen Dienstbehörden und Kommunen 

mehr Entscheidungsfreiheiten haben. Aber aus Sicht der komba gewerkschaft nrw ist es ge-

boten, dass der Landespersonalausschuss als unabhängiges Gremium die Einhaltung der 

Regelungen und Voraussetzungen für die Einstellung in ein höherwertiges Amt als das Ein-

stiegsamt zu prüfen hat. 
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Die Landesregierung hat dies mit folgender Begründung abgelehnt: 

Die Möglichkeit zur Einstellung im Beförderungsamt auch ohne Landespersonalaus-

schuss, ist bewusst gewählt worden, um den im Koalitionsvertrag formulierten Auftrag 

„Quereinstieg fördern, mehr Eigenverantwortung ermöglichen“ zu erfüllen. Dabei ist die 

Einstellung im Beförderungsamt begrenzt und an Tatbestandsmerkmale geknüpft wor-

den, damit dieses Instrument maßvoll eingesetzt wird. 

Zum Quereinstieg ist oben schon etwas gesagt worden. Hinsichtlich der Tatbestandmerk-

male ist zu sagen, dass diese sehr unbestimmt sind. So soll es in § 12 Abs. 2 Nr. 2 in Zukunft 

wie folgt heißen: 

 2. nachgewiesen wird, dass eine den höheren Anforderungen des Beförderungsamtes ent-

sprechende Berufserfahrung nach Absatz 4 vorliegt und das höhere Amt nach dem indivi-

duellen  fiktiven Werdegang bei einer früheren Einstellung hätte erreicht werden können. 

Auch Absatz 4 auf den verwiesen wird, bringt keine Klarheit: 

Voraussetzung für den Nachweis nach Absatz 2 Nummer 2 ist eine hauptberufliche Tätigkeit, 

die nach Art, Bedeutung und Dauer den Eignungsvoraussetzungen für das Beförderungsamt 

mindestens gleichwertig ist. Es können hauptberufliche Tätigkeiten innerhalb und außerhalb 

des öffentlichen Dienstes berücksichtigt werden.  

Um im Bundesland Nordrhein-Westfalen und auch unter den Kommunen eine einheitliche 

Handhabung der Auslegung dieser Regel zu gewährleisten, ist die Beteiligung des LPA gebo-

ten. 

Was der komba gewerkschaft nrw fehlt und was den drohenden Fachkräftemangel mildern 

könnte, ist eine generelle, gesetzlich geregelte Stellenausschreibungspflicht. 

Insbesondere bei der Einstellung in den öffentlichen Dienst ist nicht nur eine interne, son-

dern eine externe Stellenausschreibungspflicht geboten. Bei Beförderungsämtern ist zuerst 

eine interne Ausschreibung notwendig, um möglichst vielen potenziellen Bewerber*innen 

die Möglichkeit zu geben, sich beruflich fortzuentwickeln. Da das Prinzip der Bestenauslese 

aus Art. 33 Abs. 2 GG gilt, wird dies insgesamt die Qualität anheben. 

Die Landesregierung lehnt dies mit folgender Begründung ab: 

Aus Art. 33 Abs. 2 GG lässt sich keine Pflicht zu einer generellen Ausschreibung vakanter 

Stellen im öffentlichen Dienst ableiten, eine generelle gesetzliche Pflicht zur Stellenaus-

schreibung muss demnach nicht geschaffen werden. Nach Auffassung der Rechtspre-

chung stellt die Ausschreibung von vakanten Stellen nur ein geeignetes Mittel dar, um die 

Bestenauslese nach Art. 33 Abs. 2 GG durchzuführen. Eine weitgehende Pflicht zu dienst-

stellenbezogenen Ausschreibungen eröffnet jedoch § 8 LGG. Eine Ausschreibungspflicht 

kann sich aber auch auf Grund von Spezialgesetzen, Verwaltungsvorschriften oder der 

Verwaltungspraxis ergeben. 
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Art. 33 Abs. 2 GG vermittelt ein grundrechtsgleiches Recht auf leistungsgerechte Einbezie-

hung eines Bewerbers in ein sachgerechtes Auswahlverfahren. Dazu gehört natürlich, dass 

die potentiellen Bewerber*innen überhaupt erst erfahren, dass es eine freie und besetzbare 

Stelle gibt, auf die sie sich bewerben können.  Ansonsten könnten auch leistungsstarke und 

motivierte Beamt*innen übergangen werden. 

Zu den Änderungen im Einzelnen: 

Zu Art. 1 (Änderung des Landesbeamtengesetzes): 

Zu § 6 Zulassungsvoraussetzungen zu den Laufbahnen: 

Die Öffnungsklausel für die Zulassung zu Laufbahnen für andere geeignete Bildungsab-

schlüsse in § 6 Abs. 3 sieht die komba gewerkschaft nrw äußerst kritisch. Der Gesetzestext 

ist sehr weit gefasst. Die Begründung mit dem Verweis auf den Deutsche Qualifikationsrah-

men (DQR) ist deutlich verbindlicher und enger. Auch wenn der DQR mit dem Laufbahnrecht 

nichts zu tun hat und nur bedingt vergleichbar ist, ist dies als möglicher Rahmen, in der die 

Öffnung erfolgen darf, anwendbar. Nur muss dies dann auch im Gesetzestext verankert wer-

den und/oder der Landespersonalausschuss müsste dies kontrollieren. Ein Gleichsetzen der 

akademischen und der beruflichen Bildung lehnt die komba gewerkschaft nrw ab. So ist ein 

Meister und ein Bachelorabschluss zwar nach dem DQR gleichwertig, jedoch kann der Meis-

ter nicht einfach zu einer gleichwertigen Laufbahneingruppierung führen. Dies wäre eine 

Durchbrechung des Laufbahnprinzips und nicht zuletzt eine nicht hinnehmbare Schwä-

chung des Berufsbeamtentums, die nicht akzeptiert werden kann.  

Gleichwertige Abschlüsse können in Verwaltungsvorschriften einheitlich für alle festgelegt 

werden. Diese könnte im Bedarfsfall schneller als eine Verordnung oder ein Gesetz geändert 

werden.  

Dazu sagt die Landesregierung: 

Eine Kontrollbefugnis des Landespersonalausschusses wird hier nicht für zweckmäßig er-

achtet, da die Regelung nicht darauf abzielt, Einzelfallentscheidungen treffen zu dürfen. 

Diese wären über die Möglichkeit als anderer Bewerbender über den Landespersonalaus-

schuss eingestellt zu werden, bereits gegeben. Die Öffnungsklausel soll eine Ausnahme-

möglichkeit darstellen, die Regelungswirkung für eine ganze Laufbahn oder eine Lauf-

bahngruppe entfaltet. Dabei muss die konkrete Ausnahme in einer Laufbahnverordnung 

geregelt werden und unterliegt somit den Anforderungen eines Rechtssetzungsverfah-

rens. Die Regelung in § 6 Abs. 3 LBG ermöglicht den Zugang zur Verbeamtung mit einem 

alternativen Bildungsabschluss. Sie ersetzt keinen Vorbereitungsdienst. 

Der DQR kann als Orientierungshilfe bei der Regelung von Einzelfällen herangezogen 

werden. 



Seite 7 

Das, was die Landesregierung als Ablehnungsbegründung anführt, stimmt, aber vergisst zu 

erwähnen, dass durch die geplante Änderung des § 6 Abs. 4 eine Regelung geschaffen wird, 

die den Vorbereitungsdienst ersetzen kann. Wenn man sich die Zielgruppe, die die Landes-

regierung im Auge hat (Techniker und Meister) anschaut, dann ist davon auszugehen, dass 

dieser Personenkreis nicht gewonnen werden kann, wenn sie noch einen Vorbereitungs-

dienst mehr leisten sollen. 

Die generelle Öffnung für alle Laufbahnen gemäß § 6 Abs. 4 lehnt die komba gewerkschaft 

nrw ab. Es gibt typische Beamtenlaufbahnen, die erhalten werden müssen. Es muss die Aus-

nahme bleiben, wenn jemand ohne Vorbereitungsdienst in eine Laufbahn ernannt werden 

soll, für die jedoch ein Vorbereitungsdienst vorgesehen ist. Andernfalls entwertet der öffent-

liche Dienst seine eigene Ausbildung als auch die Qualität seiner Dienstleistung. Mehr noch 

führt dies zu einer Steigerung eines nachgelagerten und deutlich höheren Qualifizierungs-

bedarfs. 

Dazu sagt die Landesregierung: 

Eine generelle Öffnung lehnt die Landesregierung ebenfalls ab und hat daher den Weg 

gewählt, zunächst die gesetzliche Option dafür zu schaffen, dass eine Alternative für ei-

nen Vorbereitungsdienst zulässig ist. Die einzelnen für eine Laufbahn mit Vorbereitungs-

dienst zuständigen Ressorts müssen prüfen, ob die Nutzung dieser Option für die von 

ihnen betreute Laufbahn zweckmäßig und im Hinblick auf die Aufgabenerledigung ziel-

führend ist. 

Das, was die Landesregierung sagt, stimmt aber mit dem vorliegenden Gesetzestext nicht 

überein. In der Begründung steht geschrieben, dass das Ziel sei, dass in alle Laufbahnen die 

Durchlässigkeit und der Quereinstieg gefördert werden sollen (Seite 106 letzter Absatz des 

Entwurfes). Dies wäre eine Abkehr von der klassischen beamtenrechtlichen Ausbildung. Es 

liegt der Verdacht nahe, dass das Land seinen Nachwuchs nicht mehr selber ausbilden will.  

Dies hätte fatale Folgen, weil der qualitätssichernde Vorbereitungsdienst wegfällt und auch 

eine Politisierung der öffentlichen Verwaltung droht. 

Diese Entscheidung den einzelnen Ressorts zu überlassen und damit auch den einzelnen 

Kommunen kann nicht der richtige Weg sein.  

Als komba gewerkschaft nrw sehen wir zwar den Mehrwert, in bestimmten Laufbahnen eine 

Öffnungsklausel einzufügen, aber eine Ermächtigungsgrundlage für alle Laufbahnen zu 

schaffen, wird kategorisch abgelehnt. Zugleich steht zu befürchten, dass mangels geeigne-

ter Bewerbungen das geforderte Niveau in den einzelnen Ressorts abgesenkt werden wird. 

Zu § 9 Laufbahnverordnung 

Im Hinblick auf die Rechtsprechung des BVerwG bzgl. des Gesetzesvorbehalts begrüßt die 

komba gewerkschaft nrw den neuen § 9. 
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Zu § 12 Andere Bewerber*innen 

Die Streichung des alten § 12 Abs. 2 findet die Zustimmung der komba gewerkschaft nrw. 

Zu § 13 Probezeit 

Wie oben schon aufgeführt, fordert die komba gewerkschaft nrw eine einfachere und vor 

allem verständlichere Regelung. Auch wenn der Landespersonalausschuss die Ausnahmen 

von der Probezeit und der Mindestprobezeit feststellen kann, lehnt die komba gewerkschaft 

nrw eine solche Regelung ab. Die Beamt*innen sollen sich in der Probezeit bewähren und 

nachweisen, dass sie für die Tätigkeit und für die Laufbahn geeignet sind. Dies ist innerhalb 

von drei Monaten nicht möglich.  

Zu § 14 Einstellung 

Die Regelung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 sieht die komba gewerkschaft nrw gerade im kommuna-

len Bereich sehr kritisch. Hier könnten sich die Kommunen in Nordrhein-Westfalen unterei-

nander die besten Beamt*innen abwerben, indem sie diese in einem höheren Amt einstel-

len. Dies betrifft nicht nur insbesondere finanzschwache Kommunen, weil ihr Personal von 

den anderen Kommunen abgeworben wird. Es betrifft auch Kommunen in Ballungsräumen, 

die wegen ihrer Nähe gut zu erreichen sind und deshalb die Wechselbereitschaft von Be-

amt*innen zusätzlich fördern wird. Bereits jetzt besteht zwischen den Kommunen eine Kon-

kurrenzsituation gerade im Feuerwehrbereich sowie der allgemeinen Verwaltung, die dann 

noch verschärft wird. Schließlich wird es Kommunen geben, die den erforderlichen Perso-

nalbestand - neben dem bereits bestehenden Fachkräftemangel - nicht sicherstellen kön-

nen. Dies hat unmittelbare negative Auswirkungen auf die Erledigung kommunaler Aufga-

ben. Aber auch im Verhältnis von Kommunen zum Land tritt eine Konkurrenzsituation ein, 

die nicht zu akzeptieren ist. Deshalb setzt sich die komba gewerkschaft nrw dafür ein, dass 

die bewährte Möglichkeit der Versetzung beibehalten wird.  

Eine flexiblere Personalgewinnung auch aus der Privatwirtschaft ist notwendig und für den 

öffentlichen Dienst wichtig. Dennoch sollte vermieden werden, dass die Dienstherren ohne 

etablierte Kontrollmechanismen Personal auf höherwertigen Dienstposten einstellen kön-

nen. Hierdurch würde sich die Beförderungssituation des Bestandspersonals nochmals 

deutlich verschlechtern. Dies führt zur Demotivierung, zur inneren Kündigung und nicht zu-

letzt zu Langzeiterkrankungen und vermehrten Versetzungen in den Ruhestand wegen 

Dienstunfähigkeit. Außerdem wäre zu befürchten, dass es zu einer Politisierung der Verwal-

tung kommt, in dem man Personal aus der eigenen politischen Orientierung bevorzugt ein-

stellt.   

Ganz falsch ist eine Delegierung der Einstellungsentscheidung von Bewerber*innen in ein 

höherwertiges Amt auf andere dienstvorgesetzte Stellen. Hierdurch würde die Einheitlich-

keit der Verwaltung und damit verbundene Kontrollmechanismen darüber wer dann 
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eingestellt wird, gänzlich verloren gehen. Die komba gewerkschaft nrw lehnt diese Form der 

Personalgewinnung ab! 

Dazu sagte die Landesregierung: 

Die Möglichkeit zur Einstellung im Beförderungsamt auch ohne Landespersonalaus-

schuss, ist bewusst gewählt worden, um den im Koalitionsvertrag formulierten Auftrag 

„Quereinstieg fördern, mehr Eigenverantwortung ermöglichen“ zu erfüllen. Dabei ist die 

Einstellung im Beförderungsamt begrenzt und an Tatbestandsmerkmale geknüpft wor-

den, damit dieses Instrument maßvoll eingesetzt wird. 

Es gilt die Zuständigkeitsregelung des § 3 LVO. Für die Beamtinnen und Beamten des Lan-

des trifft die dienstvorgesetzte Stelle die beamtenrechtlichen Entscheidungen über die 

persönlichen Angelegenheiten der ihr nachgeordneten Beamten, soweit nicht nach Ge-

setz oder Verordnung eine andere Stelle zuständig ist, § 2 Abs. 4 LBG. Dienstvorgesetze 

Stelle ist für die Beamtinnen und Beamten des Landes die oberste Dienstbehörde, soweit 

durch Gesetz oder Verordnung nichts anderes bestimmt ist, § 2 Abs. 2 Nr. 1 LBG. Es liegt 

im Organisationsermessen der Ressorts, ob sie die Ernennung im Beförderungsamt auf 

eine andere Behörde delegieren wollen. 

Wie oben bereits dargestellt, handelt es sich bei den Tatbestandsmerkmalen um sehr unbe-

stimmte Rechtsbegriffe.   

Es wird aus unserer Sicht zudem nochmals bestätigt, dass die Delegierung der Einstellungs-

entscheidung von Bewerber*innen in ein höherwertiges Amt möglich ist und deren Anwen-

dung auf die Ressorts übertragen wird, die wiederum für sich entscheiden, ob es zu einer 

Delegierung auf dienstvorgesetzte Stellen kommt oder nicht. Von Einheitlichkeit kann hier 

keine Rede mehr sein.  

Zu § 19 Beförderung 

Die komba gewerkschaft nrw begrüßt grundsätzlich die Aufhebung des Beförderungsverbo-

tes nach Beendigung der Probezeit. Allerdings ist zu bedenken, dass sich Beamt*innen in 

der Probezeit auf ihrem Dienstposten bewähren müssen und erhalten zum Ende der Probe-

zeit eine Beurteilung über ihre Ernennung zur Beamtin oder zum Beamten auf Lebenszeit. 

Diese Beurteilung hat eine ganz andere Bedeutung als eine Regel- oder Anlassbeurteilung, 

die für eine Beförderung vorausgesetzt wird. Es ist daher unverständlich, auf welcher Grund-

lage eine Beförderungsauswahl getroffenen werden soll. Formal müssten diese Beamt*in-

nen ein zweites Mal beurteilt werden, um sodann befördert werden zu können. 

Außerdem werden bei in der Regel jungen Beamt*innen Erwartungen geweckt, die unter 

Umständen nicht erfüllt werden, weil es keinen verwaltungsgerichtlich durchsetzbaren An-

spruch auf eine Beförderung gibt. Die Beförderungsmöglichkeit sollte daher noch positiver 

und verbindlicher ausgestaltet werden. 

Die Regelungen zur Erprobung (Absatz 3 bis 5) sind begrüßenswert. 
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Dazu sagt die Landesregierung: 

Das Urteil über die Bewährung des Probebeamten besteht in der prognostischen Ein-

schätzung des Dienstherrn, ob der Beamte den Anforderungen, die mit der Wahrnehmung 

der Ämter seiner Laufbahn verbunden sind, voraussichtlich gerecht werden wird. Unab-

hängig von dieser Probezeitbeurteilung ist es auch möglich, die während der Probezeit 

gezeigten Leistungen und Befähigungen von Beamt*innen im Hinblick auf eine Beförde-

rungsentscheidung zu beurteilen. Maßstab sind hierbei die sich aus dem Eingangssta-

tusamt der Laufbahn ergebenden Anforderungen. Bereits nach geltender Rechtslage 

kann es bspw. beim Nachteilsausgleich erforderlich sein, Beurteilungen für Probezeitbe-

amt*innen im Hinblick auf eine Beförderungsentscheidung zu erstellen. 

Zu § 20 Nachteilsausgleich 

Regelungen zum Nachteilsausgleich wegen Kindererziehung und Pflege von Angehörigen 

sind familienpolitisch und zukunftsorientiert richtig und wichtig. Jedoch sind die hier ge-

troffenen Regelungen unpraktisch. Um während der Probezeit befördert zu werden, ist eine 

Beurteilung notwendig. Die Beamt*innen sollen sich aber erst in ihrem Amt finden und sich 

bewähren. Es bedarf daher weiterer Konkretisierungen, wie dies sichergestellt werden soll. 

Dazu sagt die Landesregierung: 

Hier scheint ein Missverständnis zu bestehen. Es handelt sich nicht um eine neue Rege-

lung. Bereits jetzt können Beamtinnen und Beamte im Wege des Nachteilsausgleich wäh-

rend der Probezeit befördert werden. Beamtinnen und Beamte haben einen Anspruch da-

rauf, dass ihr Dienstherr bei einer beabsichtigten Beförderung das Leistungsprinzip nach 

Art. 33 Abs. 2 GG beachtet. Entsprechend müssen diese Beamtinnen und Beamten auch 

eine Leistungs- und Befähigungsbeurteilung während der Probezeit erhalten. Mit § 20 

LBG wird eine gesetzliche Ausnahme vom Beförderungsverbot während der Probezeit ge-

regelt. Die Beteiligung des LPA ist daher in diesen Fällen nicht erforderlich. 

Von einer Zusammenführung der Normen zum Nachteilsausgleich wird allerdings auf-

grund der Rückmeldungen der Verbände abgesehen. 

Zu § 21 Ämter mit leitender Funktion im Beamtenverhältnis auf Probe 

Die Teilzeitbeschäftigung sollte ab 50 % im vollen Umfang anerkannt werden. Es geht dabei 

um den Beweis, dass man das Amt in leitender Funktion ausüben kann. 

Zu § 42 Personalentwicklung 

Es wird angeregt, die Begriffe „Eignung“, „Befähigung“ und „Leistung“ in § 42 Abs. 1 in der 

von dem Art. 33 Abs. 2 GG vorgegebenen Reihenfolge aufzulisten. 
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Zudem fragt sich die komba gewerkschaft nrw, was unter dem Wort „entwickelt“ zu verste-

hen ist. Die Eignung und die Befähigung sollte schon da sein und muss nicht erst noch ent-

wickelt werden.  

Dazu sagt die Landesregierung: 

Personalentwicklung ist sowohl Ausdruck des Leistungsprinzips als auch der Fürsorge-

pflicht. Sie berücksichtigt die Persönlichkeit sowie das Leistungs- und Lernpotenzial der 

Beamtinnen und Beamten. 

Zu § 61 Mehrarbeit 

Die komba gewerkschaft nrw begrüßt ausdrücklich, dass die Benachteiligung von Teilzeit-

beschäftigten bei der Anwendung der 5 Stunden beendet wird. Zukünftig werden die 5 Stun-

den an den Umfang der Teilzeitbeschäftigung angepasst. Wir erwarten, dass im Rahmen ei-

nes Gesamtkonzepts „Modernisierungsoffensive“ die Bagatellgrenze für die Zukunft auch 

tatsächlich abgeschafft werden wird, wie von der Landesregierung unter lfd. Nr. 42 ange-

kündigt. 

Zu § 119 a Übernahme eines kommunalen Wahlamtes durch Beamt*innen 

Diese neu geschaffene Regelung begrüßt die komba gewerkschaft nrw. Sie zeigt die Wert-

schätzung der Leistung des kommunalen Wahlamtes. Beamt*innen sollen durch die Über-

nahme eines solchen Amtes insbesondere in diesen Zeiten nicht beruflich schlechter ste-

hen.  

Es wird bedauert, dass dies nur für die Übernahme eines kommunalen Wahlamtes in Nord-

rhein-Westfalen gilt. Es gibt Beamt*innen, die nicht in Nordrhein-Westfalen wohnen und ein 

kommunales Wahlamt in ihrem Wohnort übernehmen möchten. Diese werden durch die Re-

gelung des § 119 a nicht geschützt. Deshalb ist die Regelung entsprechend zu erweitern. 

Dazu sagt die Landesregierung: 

Die Neuregelung verfolgt das Ziel, die Attraktivität des kommunalen Wahlamtes in NRW 

zu steigern und so auch künftig eine ausreichende Zahl von Bewerberinnen und Bewer-

bern für dieses Amt in NRW sicherzustellen. 

Auch aus versorgungsrechtlichen Gesichtspunkten ist diese Anregung abzulehnen: Bei 

der Übernahme eines kommunalen Wahlamtes durch eine Beamtin oder einen Beamten 

ruhen die Rechte und Pflichten gemäß § 119 a LBG NRW. Bei der Übernahme eines kom-

munalen Wahlamtes außerhalb von NRW findet § 102 a LBeamtVG keine Anwendung. 

Diese Vorschrift gilt nur für landesinterne Dienstherrenwechsel. NRW besitzt keine Ge-

setzgebungskompetenz, um die Versorgungslastenteilung bei bund-/länderübergreifen-

den Dienstherrenwechseln zu regeln. Für bund-/länderübergreifende Dienstherrenwech-

sel wurde daher der Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag (VLT-StV) geschaffen. 

Sollte die Regelung des § 119 a LBG NRW-E auch auf die Übernahme eines kommunalen 

Wahlamtes in einem anderen Bundesland ausgeweitet werden, würde das 
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 (NRW-) Beamtenverhältnis nicht mehr wegen der Übernahme des kommunalen Wahlam-

tes enden. Folglich würde kein Dienstherren-wechsel im Sinne des § 2 VLT-StV vorliegen, 

so dass es nicht zu einer Versorgungslastenteilung kommen würde. 

Zu Art. 2 (Änderung der Laufbahnverordnung): 

Zu § 9 Nachzeichnung dienstlicher Beurteilung 

Die komba gewerkschaft nrw fordert, dass der Verweis in § 9 Abs. 1 Nr. 2 auf § 34 FrUrlVO 

ersatzlos gestrichen wird. Die Beamt*innen leisten ihre Tätigkeit außerhalb des Beamten-

verhältnisses ab, so dass eine Nachzeichnung der Beurteilung nicht erforderlich ist, weil sie 

unter Umständen langfristig nicht mehr in das Beamtenverhältnis zurückkehren werden. 

Zu § 12 Einstellung im Beförderungsamt 

Die Voraussetzungen für eine Einstellung im Beförderungsamt sind gut. Damit kann sich die 

komba gewerkschaft nrw einverstanden erklären. Jedoch wird gefordert, dass der Landes-

personalausschuss die Einhaltung dieser Voraussetzungen auch überwacht. 

Dazu sagt die Landesregierung: 

Der Landespersonalausschuss kann auch jetzt schon über Anträge im Beförderungsamt 

entscheiden. Die Regelung in § 12 LVO-E zielt jedoch darauf ab, dass die Behörden eigen-

verantwortlich und unter bestimmten tatbestandlichen Voraussetzungen Personal im 

Beförderungsamt einstellen können. Dies verschafft der Personalwirtschaft im Sinne des 

Koalitionsvertrages mehr Flexibilität insbesondere bei der Gewinnung von Quereinstei-

gern. 

Zu den übrigen Änderungen werden keine Einwände erhoben. Die komba gewerkschaft nrw 

kann sich mit diesen Änderungen einverstanden erklären. 

Fazit: 

Dieser Gesetzesentwurf geht an den eigentlichen Problemen des Beamtenrechts vorbei. Um 

die Attraktivität des Berufsbeamtentums zu erhalten, ist es erst einmal notwendig, dass die 

Alimentation der Besoldung verfassungsgemäß ist. Regelungen, wie z.B. Ergänzungszu-

schlag zum Familienzuschlag nach § 71 b LBesG, und jährliche Anträge auf verfassungsmäße 

Besoldung sind für potenzielle Bewerber*innen abschreckend. 

 

Sicherlich wird der öffentliche Dienst auch im Beamtentum auf Quereinsteiger angewiesen 

sein, jedoch gehen einige Regelungen, wie zum Beispiel die Öffnungsklausel aller Laufbah-

nen für ein Abweichen von der typischen Beamtenlaufbahn (Vorbereitungsdienst – Be-

amte*r auf Probe – Beamte*r auf Lebenszeit) zu weit. Zudem würde die beabsichtigte „Ent-

machtung“ des Landespersonalausschusses eine Politisierung der Verwaltung befördern 
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und einheitlichen Standards, die der qualitätssichernden Funktion dienen, im Berufsbeam-

tentum entgegenwirken. 

 

Für Fragen zu den Ausführungen und für einen Austausch stehen wir Ihnen im Rahmen der 

Anhörung am 10. April 2025 gerne zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Stellv. Landesvorsitzender 


